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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.04.2007 

Geschäftszahl 

2006/07/0079 

Rechtssatz 

An der Unzuständigkeit der Berufungsbehörde zu einer Entscheidung über die Entschädigung ändert auch der 
Umstand nichts, dass sie den Umfang der Enteignung gegenüber dem erstinstanzlichen Bescheid geändert hat. 
Nach der Intention des § 117 WRG 1959 soll die Berufungsbehörde mit Fragen der Bemessung der 
Entschädigung nicht befasst werden. 


